
Seit fast zehn Jahren arbeitet die Juristin für den
Bundesweiten Koordinierungskreis gegen Menschen -
handel (KOK e.V.), dessen Mitgliedsorganisationen
Betroffenen zur Seite stehen. Sie wünscht sich mehr
Bewusstsein für die zahlreichen Facetten der
Problematik.

INTERVIEW: NICOLE LAMERS 

Eva Küblbeck

Frau Küblbeck, wer sucht Hilfe
bei den Fachberatungsstellen des KOK?   
Menschenhandel kann sehr viele Gesichter
haben. Dazu gehört neben sexueller Aus-
beutung auch die Ausbeutung der Arbeits-
kraft, etwa im Pflegebereich oder der Land-
wirtschaft. Inzwischen werden zunehmend
Fälle bekannt, in denen Menschen zum Bet-
teln oder dem Begehen von Straftaten, wie
Ladendiebstahl, gezwungen werden. Wer in
die Beratungsstellen kommt, hängt auch
von deren Angebot ab. Fast immer sind es
Frauen, viele kommen aus Westafrika.
Manche werden erst in Deutschland ausge-
beutet, andere bereits auf dem Weg. Außer-
dem kommen viele Betroffene aus Osteu-
ropa, einige auch aus Deutschland. 
Wo überall sitzen die Täterinnen und Täter?
Auch das ist ganz unterschiedlich, es gibt
sowohl große internationale Netzwerke als
auch zahlreiche kleinere Organisationen
oder Einzeltäter. Aus Nigeria stammende
Betroffene werden häufig in Europa von so-
genannten Madames zur Prostitution ge-
zwungen, nachdem ihre Reise von anderen
Kriminellen des Netzwerks organisiert
wurde. Es gibt aber auch Fälle, in denen die
Ausbeutung von Familie oder Bekannten
ausgeht. Oder die sogenannte Loverboy-
Methode, bei der Zuhälter ein Liebesver-
hältnis vorspiegeln und so gerade jüngere
Frauen emotional sehr stark abhängig ma-
chen. Im Pflegebereich sind dagegen auch
Vermittlungsagenturen im Spiel. 
Wie hoch ist die Dunkelziffer von 
Vergehen?
Es ist von sehr hohen Zahlen auszugehen.
Nicht nur in den Herkunftsländern von Be-
troffenen und auf dem Weg, sondern auch
in Deutschland selbst findet vermutlich
sehr viel mehr Ausbeutung statt als unseren
Fachberatungsstellen oder Polizei und Be-
hörden bekannt wird. Interessant ist auch,
dass die Zahlen des BKA zu Betroffenen
und der Art der Ausbeutung in den abge-
schlossenen Ermittlungsverfahren nicht un- Fo
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„Wir brauchen einen
geschärften Blick.“

NACHGEFRAGT BEI...
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ZUR PERSON

Eva Küblbeck ist als juristische Referentin für den

KOK e.V. (Bundesweiter Koordinierungskreis gegen

Menschenhandel) tätig. Der von Fachberatungs-

stellen für Betroffene von Menschenhandel gegrün-

dete Verein engagiert sich seit knapp 25 Jahren auf

regionaler, nationaler und internationaler Ebene für

die Bekämpfung von Menschenhandel und die

Durchsetzung der Rechte Betroffener. Mehr zum

KOK und eine Liste der Fachberatungsstellen unter

www.kok-gegen-menschenhandel.de

bedingt mit unseren übereinstimmen.
Das könnte vielleicht darauf hinweisen,
wer durch Razzien entdeckt wird oder zur
Polizei geht, um Anzeige zu erstatten –
und wer nicht. Gegenüber dem niedrig-
schwelligen Kontakt zur Beratungsstelle,
ist die Hürde zur Polizei zu gehen we-
sentlich höher.
Warum?
Da es sich um eine schwere Straftat han-
delt, müssen Polizei und Staatsanwalt-
schaft bei Verdacht auf Menschenhandel
Ermittlungen aufnehmen und eine Straf-
anzeige kann nicht zurückgenommen
werden. Das bedeutet, die Betroffenen
müssen sich dem Strafverfahren und al-
lem, was damit verbunden ist, auf jeden
Fall stellen. Zum Beispiel, dass die Täter
erfahren, woher die Hinweise kommen.
Und dass keine Gewähr besteht, dass
diese verurteilt werden.
Wie wahrscheinlich ist das?
Nicht selten stellt die Staatsanwaltschaft
die Ermittlungen mangels ausreichender
Beweise wieder ein oder die Aussagen der
Betroffenen werden nicht als notwendig
oder für das Verfahren hilfreich erachtet
und sie erhalten keinen Aufenthaltstitel.
Besonders dann, wenn die Betroffenen
keine genauen Angaben zu den Namen
der Täter oder dem Ort der Ausbeutung
machen können. Man muss ehrlicher-
weise sagen, dass die Wahrscheinlichkeit,
dass der Täter oder die Täterin auf eine
Strafanzeige hin letztendlich verurteilt
wird, wirklich sehr gering ist. Da stellt sich
für Betroffene die Frage, ob sie sich dem
Risiko und der hohen psychischen Belas-
tung eines Verfahrens aussetzen möchten.
Und der Europäische Gerichtshof für
Menschenrechte?
Individualklagen vor dem EGMR sind
Ausnahmefälle und nur als ultima ratio
zu sehen, wenn die nationale Ebene da-
bei versagt hat, den Betroffenen ihre
Rechte zu gewähren.
Welche Rechte haben Betroffene von
Menschenhandel? 
Eines der grundlegendsten Opferrechte
ist das Recht auf Identifizierung. Wenn
beispielsweise jemand zum Diebstahl ge-
zwungen wird, muss das erkannt werden.
Sonst wird man diese Person verurteilen

– anstatt derer, die dahinterstecken und
Profit damit machen. Es ist wichtig, dass
alle, die mit Betroffenen zu tun haben,
dafür sensibilisiert sind. Zu den Opfer-
rechten gehört nämlich auch das Recht
auf Absehen von Strafe für Betroffene
von Menschenhandel, das sogenannte
„Non-Punishment“. Außerdem muss
man die Rechte auf Unterstützung, Bera-
tung und Unterbringung hervorheben.
Sie sind wichtig, damit sich Betroffene
stabilisieren und erholen können. 
Wie sieht das konkret aus?
Wer ausgebeutet und physisch und/oder
psychisch misshandelt wurde – teilweise
über einen langen Zeitraum – ist meist
traumatisiert und in schlechtem Gesund-
heitszustand. Betroffene brauchen Zeit,
sich ein Stück weit zu erholen und zur
Ruhe zu kommen, um überhaupt weitere
Entscheidungen treffen zu können. Für
diese Stabilisierungsphase gibt es die
Möglichkeit eines kurzfristigen Aufent-
halts, während dessen die Betroffenen
auch Leistungen zum Lebensunterhalt
bekommen. Weiterführende Opferrechte
betreffen dann einen längeren Aufent-
haltstitel bei Beteiligung als Zeugen oder
Zeugin in einem Strafverfahren oder das
Recht, dort als Nebenkläger aufzutreten,
sowie Rechte auf Entschädigung oder
entgangenen Lohn. All diese Dinge sind
aber schwieriger durchzusetzen. 
Was sind die ersten Schritte der Bera-
tungsstellen? 
Das hängt sehr vom Einzelfall ab. Die So-
zialarbeiterinnen und Sozialarbeiter ver-
suchen die Betroffenen mit dem Nötigs-
ten, bei Bedarf auch mit medizinischer
Hilfe, zu versorgen und zu schützen, falls
sie in Gefahr sind – durch besonders si-
chere Unterkünfte und gegebenenfalls in
Zusammenarbeit mit der Polizei. An-
sonsten geht es als erstes um ganz Grund-
sätzliches, denn viele Betroffene, die von
den Tätern in Wohnungen oder als Ar-
beitskräfte im Bereich der häuslichen
Pflege in Privathäusern untergebracht
waren, brauchen dringend eine Unter-
kunft. Manche stecken aber auch noch in

der Ausbeutungssituation und lassen sich
erst einmal nur über mögliche Auswege
beraten – nicht immer gehen sie diesen
Weg dann auch. Andere befreien sich,
möchten dann aber einfach nur zurück in
ihr Heimatland. Auch hier helfen die Be-
ratungsstellen, der Fokus liegt auf der
bestmöglichen individuellen Versorgung.
Was wünschen Sie sich für Betroffene
von Menschhandel?
Die Regelung, dass Aufenthaltsgenehmi-
gungen von Betroffenen an das Strafver-
fahren gekoppelt sind, ist problematisch.
Der aktuelle Koalitionsvertrag enthält ein
vom Strafverfahren unabhängiges Auf-
enthaltsrecht, und wir hoffen, dass das
realisiert wird. Auch die Regelung zum
„Non-Punishment“ wird in Deutschland
noch nicht gut umgesetzt. Grundsätzlich
bräuchte es eine flächendeckendere Sen-
sibilisierung bei den vielen Personen, die
an verschiedensten Stellen mit Betroffe-
nen zu tun haben – sei es in Asylverfah-
ren, bei Ordnungsämtern oder der Poli-
zei. Hier sehe ich schon positive Entwick-
lungen, es gibt zum Beispiel mittlerweile
Opferschutzbeauftragte bei Bundespoli-
zei und Zoll. Ähnliches gilt für die Wahr-
nehmung von Menschenhandel, die sich
aber ebenfalls noch weiter verändern
muss: Wir brauchen einen geschärften
Blick, um individuelle Lösungen für die
vielen verschiedenen Facetten zu finden.
Ein weiterer Ausbau der Unterstützungs-
strukturen zur Beratung und Unterbrin-
gung Betroffener ist unbedingt nötig. A
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FÜR BETROFFENE STELLT SICH DIE FRAGE, OB SIE SICH DEM RISIKO .

UND DER PSYCHISCHEN BELASTUNG EINES VERFAHRENS AUSSETZEN. .




